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St€iluhgnahne zurAbzweigung von Kinderqetd

Sehr geehrler Her Vorcilzender Schaid nqer,

sehr ceehner Her Präsident Or B6idl.
sehrgeehrler Her PEs dent Dr (retdt

sehr geehfl er Hetr Präsidenl Halzlein,

sehr geehner Hetr Voßilzender Hd&adh,
sehrgeehrle Damen und Hefie.

nachfoloend möchte ch ln o! Srche grundsälzt ch Stetung nehffen:

oie Rechrsläge sl meines Erachtens n Foge&derBFH Urte le (Unei v.t7122OOBAztR
6 / 07: Ufiellv I2.2009 Az. ltt R 37107), wetche auf die maßgebiche Vorschrift des § 74 EStc

Grundsätzich ieql es id Ermess.n der Komfiunen, ob und in webner Höhe sie d e Abeeiqung
des KindeQeldes bei der F.m lienkasse beanlrägon oder nichttg e chzeil g snd de Komhunen
dabeandecrundsäizeder§paEamkeit/WinsdhafiUchkeitOebunden.DjeFaritienkassen

milssen dann über d esen Anlrag w ederufi erhessensgerecht ent§che den.

D es q ll lnsbesondere fLi fö qe.de Fattkonsle talionen

1) D.s behinderte vo ljährile Knd erhät crundsicherunssle stungen na6h Soziäthitterecht

von sozErleislunssrl.ger (= Kohmunen) .odie Falkonslelarion im urteitv.
1T 12 2AAA

2) Das voljähnge beh ndelr€ Knd isr aut Kosten des Sozaltetstungsl.agers (= Kohmunen)
volstalonär in ener piegeennc lng unlergehE.ht §odie Fä tko nste Ltatio n m une tv

Sowell .h d e Uneie rchilg i.terprelie.E, ist das Argume.l dieser Rechtsprechung, das§ das
Klnderge d grundsarlich deo soz aletslungsträgerzuslehe, soreit d e6er in ersrer Ln e tilr den
unterhal des (lndes aLrJ*ommt anderes gete dann, wein die auiendungen der Elern fü das
(ind mindesteis die Höhe des Kindergetdes etretchen. tunn se e ne Abzweigung nichl mehr



Das bedeulel, dass die Abzweigu.g le twerse oder sogarganz seilens der E lern veffieden
werden kann, wei. sie durch Belege Aufrrendunsen frr hrKnd nächwejsen können

Fürd e Zlkunfi känn meiies Er:chtens

Das bedeutetin melnen Augen für den stalusouo Fotgendes: ch tordere die Kommlnen ats

Antragsteler unddi€ Familienkassen ats 0berde. AnrraO ent§clieidefde Behörden auf, über
diese N,]öglchkeil derAbwendung derAbaeigung orde.ttch auEukläEn ErJre! icheß. se häl

auch Frau Slaalsministenn Hadenhauer bereits küzlich die Kommuiaten Soirzenverbände um

d ese Allk ärlno gebeten

OieseAulklarung isl me nes Erachtens auch vor atem d6sha b unertässti.h. d. den Ettem übe!
haupl die IVdg ichkel O.geben werden hlss durch die Vo agevon Betegendie Abzweigungzu

vemeiden -.uch angesichts derTalsache dass jahEtang 6ben keine Ab&etgLng in diesen

Fallkonstel ationen edolgte

Problematisch an de. Rechrsprechung des BFHsehe ich den Punkt. drssdie Etrern im Regel
fa I hre sämllichen Aln endungen lürdas Kind bet€q€n müssen Denn nsofern ste 1e nämlch
der aFf ih Unei v. 9 2.20091esl, dass nlr tatsäch ich entst.ndene und dur.h Be ege gtaubhaft

gehachte Ko§ten zu berÜcksichtigen seen.

Zum ndesi für die F.r konsle tälion däss die Kinder bei den Ette.n eb€n h.le ich dteseAussa-
qe für n cht nächvo rziehbar. Denn in sö.h€n Faukonslet ationen kann man vom Regelal der

Lebenswlrklichken ausgehen, nämlichdas§die EIer. nalLlnch Aufwendufqenf(ll hrKiid ha-

ben die das Kindergeld übeßteOen. Arles andere ware metnes Eradhtens ebensfremd.

Meines Erachtens mlsslendie Konmuiei b . die Fami enkassen deshatbaEh ohnovoF
lage von Nachweisen in R€geiälldavon ausgehen d.ss Ettem e6ebtche finanzielte Aufwen

dung.n haben, zudindesl wenn ihre vollähiqen behindenen Ktnder be jhnen mBalshal e-

ben Fogich bin ich davon tbezeugt, dass zlmndesl n desen Fä e. au.h ohneVonagevon
Belegen von e nem Abtueigungsantrag abzusehen sl Hiez! fordere ichdie Kommlnen aus

drrcklich auf. Genausolordere ich die Fam tenkassen äuf, in diesen Fälten auch ohne Vorage
d€r Eeege den Ab&elgunqsantrag abzurehn€n

d ese Probemalik nur,fä ls rechflich mog ich - durch

an seine Fami ienkassen ge öst werde.. Fa s des nicht€ine völlis klare Weisuns des Bundes



nögiich isl, kann diese Prcblemarik nur d!rch eine Anderuns des bundBrechdlchen § 74
ESIG zufriedenstotlend fijr Men§chen dil Behtnderung gettstrede.. Let tich soltte dsnn di€
Abzweigung von Xinderge d be Kindem mit Eehinderunq vom cru.&ats her unt€rbunden re.

Der Grund mrdiese Einschätzuns tiegt in dem Ve{ahren der K ndeEerdabzweisuns:

Di€ Kommune slelt in o.S. Fällk.nste ationen eigenvoran§lonlicn im eigenen Emessensbe-
reich einen AnlEg aüAbeigung d6 Kndergetde6 bei de r zuständigen Fahilienkasse. Dte

Faflilenkassen welche Bundeefinanzbehüden sind, fä t€n dann eine Eme§sensentscheidung

hi.sichtlich der Frag., ob.ie der Abzweiqung 2ostimmen oder nicht Die Entsdetdung Uber die
Ab&eigung liecl also leirlich bei derFamilienkä.se

'1'-/O

Beaufträgte der Sraalsregierurg
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sehrseehrterHerrHüppe, 
/'.*a &*g"«- /

Herr odolus Hersbruc( meinem wahrkreis, vater eines erwachsenen schwerbehinderten
Sohnes, der zuhause wohnt, wandte sich an mich mit der Bitte um Unterstützung bei der
Klärung der Frage, inwieweit den Eltern das Kindergeld von den Kommunen nicht ,,abgezweigt,,
wird, auch ohne durch Belege nachweisen zu müssen, werche Aufwendungen die Ertern für
dieses Kind hatten.

lch hatte mich wegen dieser Frage an die Bayerische Behindertenbeauftragte rrmgard Badura
gewandt, die mir inzwischen geantwortet hat. Eeide Schreiben füge ich lhnen bei sowie einen
zeitungsartikel vom 05.03.20r.r., der diesen Fallauch noch einmalausführlich darstellt.

Sehr geehrter Herr Hüppe,

aufgrund des schreibens der Landesbehindertenbeauftragten, bitte ich sie, entsprechend deren
eindeutigen Empfehlung, dafür im gesamten Bundesgebiet zu werben, dass die Kommunen von
einem Abzweigungsantrag auch ohne vorrage von Beregen absehen, soweit das behinderte
Kind bei den Eltern im Haushalt lebt.

Desweiteren bitte ich Sie, sich für eine Anderung von § 74 ESIG einzusetzen, so dass künftig die
Abzweigung des Kindergerdes eindeutig geregert ist und nicht mehr in das Ermessen der
Kommunen fSllt-

Mit freundlichen

ü/no*
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Sehr geehrte Frau Abgeordnete,

vielen Dank für lhr schreiben vom g. Juni 201 '1. Auch ich habe schon von Fällen erfahren, in
denen Kommunen ber der Familienkasse die Abzweigung des Kindergeldes bei im Haushart
der Eltern lebenden, behinderten Kindern beantragt haben.

Der Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Mer{ßchen hat bereits eine sehr
ausführliche Argumentationshilfe gegen die Abzweigung des Kindergeldes erstellt. Ebenfalls
existiert ein urteil des Finanzgerichts Münster, wonach eine Abzweigung des Kindergeldes
an die Kommune gemäß s 74 Absatz 'l ESIG nicht in Betracht kommt, wenn kindergeldbe-
rechtigte Eltern Aufwendungen für ihr Kind tragen, die mindestens so hoch sind wie das Kin_
dergeld. Beide Dokumente erhalten Sie zur Kenntnis.

Da der Einzelnachweis von Aufwendungen für das behinderte Kind eine zusätzliche Belas-
tung und auch ungerechtfertigten Aufwand für die betroffenen Eltern bedeutet, schtieße ich
mich der Einschätzung der Bayerischen Behindertenbeauftragten rrmgard Badura in dem
übersendeten schreiben vom 24. Mai 2011 an. Es wird im Regelfall davon auszugehen sein,
dass den Eltern behinderter Kinder tatsächlich Aufwendungen für das Kind mindestens in
Höhe des Kindergerdes entstehen und somit eine Abzweigung an den soziarhirfeträger oh-
nehin nicht mehr in Betracht kommt. Die Forderung nach einem Einzelnachweis hat meines
Erachtens eher den Hintergrund, die Abzweigung in möglichst vielen Fällen durchsetzen zu
kÖnnen. Dies gilt insbesondere dann, wenn Eltern behinderter Kinder völlig überraschend mit
dem Antrag auf Abzweigung konfrontiert werden und somit im Vorfeld mangers Kenntnis gar
nicht die Gelegenheit hatten, entsprechende Belege zu sammeln.

/*ßr,ffa#*n',

Eeratuno filr behinderte Menschen:
Telefon': 01605 676715
Faxt: olaos 876717
E-Majl: anfrage@behinde,lentleslitragter de

'Festpreis 14 Cent/ljin. - andere p€ise aus den MobllfunkneEen m6gtich

O

Velkehrsverbindunoen:
Sladtrnlte (U6 und U2), barnerefrei
BEpdenburger Tor (St. 52 und S25, U5S), banierefrei
Mohrenstcaße (U2. Bus 200)
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. lch werde mich daher, lhrer Bitte folgend, an das Bundesm,nisterium für Finanzen wenden
und darauf drängen, dass § 74 EstG dahingehend geändert wird, dass eine Abzweigung von
Kindergeld bei im Haushalt der Eltern lebenden, behinderten Kindern ausgeschlossen wird.
Darüber hinaus müssen die Familienkassen bis zum ZeitpunK einer etwaigen Gesetzesän-
derung angewiesen werden, entsprechende Anträge der Kommunen grundsätzlich abzuleh-
nen.

Über den Fortgang des Verfahrens werde ich Sie in Kenntnis setzen_
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